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Sachverhalt

Die von der Z. SA entwickelten Versiche-
rungsprodukte werden ihrer Kundschaft 
von Mitarbeitern der Gesellschaft oder 
überwiegend von ihren Generalagenten 
verkauft. Die Schulung dieser Mitarbei-
tenden wird von der Gesellschaft über-
nommen. Sie besteht aus Kursen, die 
von einem Ausbildner nach einem von 
der Geschäftsleitung vorgegebenen 
detaillierten Programm erteilt werden, 
und aus Praktika bei Agenturen. A. war 
ab dem 1. September 2007 als Ausbild-
ner für die Gesellschaft tätig.

Z. entliess ihn am 12. Januar 2009 auf 
den folgenden 30. April und stellte ihn 
von der Arbeitsleistung frei. A. focht die 
Kündigung als missbräuchlich an.

Aus den Erwägungen

3. A. verlangt eine Entschädigung von 
36 615.65 Franken wegen missbräuchli-
cher Entlassung.

3.1 Die ordentliche Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses ist missbräuchlich, 
wenn sie von der kündigenden Partei 
aus einem der in Art. 336 Abs. 1 OR auf-
gezählten Gründe ausgesprochen wird. 
Diese Bestimmung schränkt das Recht 
auf einseitige Beendigung des Vertrages 
für jede Vertragspartei ein. Die Aufzäh-
lung von Art. 336 Abs. 1 OR ist allerdings 
nicht abschliessend und ein Missbrauch 
des Kündigungsrechts ist auch in ande-
ren Situationen möglich, die von ihrer 
Schwere her mit den ausdrücklich ge-
nannten Fällen vergleichbar sind. Für 
den Kündigungsgrund ist der Sachver-
halt massgeblich, und der Beweis für 
einen missbräuchlichen Grund ist grund-
sätzlich vom Arbeitnehmer zu erbrin-

gen. Der Richter kann jedoch von Miss-
brauch ausgehen, wenn der vom Ar beit- 
geber vorgebrachte Grund anscheinend 
unwahr ist und von ihm nicht bewiesen 
werden kann.

Hat eine der Parteien den Vertrag miss- 
bräuchlich gekündigt, gibt Art. 336a 
Abs. 1 und 2 OR der Gegenpartei die 
Möglichkeit, eine Entschädigung zu ver-
langen, deren Höhe vom Richter unter 
Würdigung aller Umstände festgesetzt 
wird, die aber den Betrag nicht über-
steigen darf, der dem Lohn für sechs 
Monate entspricht.

3.2 A. macht in seiner Klage geltend, 
er habe die Aufgabe gehabt, vor allem 
den neuen Mitarbeitern der Generala-
genten Kurse zu erteilen. Er habe sie in 
einem vollständig von Z. entwickelten 
System für den Verkauf von Versiche-
rungsprodukten schulen und dabei 
strenge und ausführliche, von ihr auf-
gestellte Richtlinien anwenden müssen. 
Er habe von allen Kursteilnehmern 
schriftlich und mündlich ein ausgezeich-
netes Feedback erhalten. Gewisse Ge-
neralagenten seien jedoch von Anfang 
an gegen das von Z. aufgezwungene 
Verkaufssystem gewesen, das ihrer An-
sicht nach den Erfordernissen vor Ort 
nicht gerecht wird. Ihre Mitarbeiter seien 
dadurch verunsichert worden und we-
nig motiviert gewesen, eine von ihren 
Vorgesetzten infrage gestellte Arbeits-
methode zu erlernen; mit dem Einver-
ständnis des Generalagenten, für den 
sie arbeiteten, hätten sie sich erlaubt, 
den Kursen fernzubleiben oder sie ab-
zubrechen, und diese fehlende Motiva-
tion und Disziplin habe das Klima be-
stimmter Kurse belastet. A. habe diese 

Verhaltensweisen seinen Vorgesetzten 
und der für die Generalagenten der 
Westschweiz zuständigen Person ge-
meldet; sein Chef habe ihm versichert, 
er würde ihn unterstützen und seine 
Position gegenüber den Generalagen-
ten stärken. Nun sei aber Z. nicht einge-
schritten, um diese Beziehungsschwie-
rigkeiten aus dem Weg zu räumen; wie 
vor dem Bundesgericht argumentiert 
wird, habe sie vielmehr «ihren Ausbild-
ner als Sündenbock geopfert», um «bei 
den Westschweizer Generalagenten wie-
der Gnade zu finden». A. habe jedoch 
keinerlei Verantwortung getragen in 
einem Konflikt, bei dem es ausschliess-
lich um den Schulungsinhalt ging. Zu-
dem sei seine Unterrichtsleistung ge-
schätzt worden; seine Entlassung sei 
deshalb nach Art. 336 Abs. 1 OR miss-
bräuchlich.

Z. führte damals eine Umstrukturie-
rung durch und hatte für die Mitarbei-
ter, von denen sie sich trennte, einen 
Sozialplan ausgearbeitet. Nach Ansicht 
von A. gestattete seine irreführend mit 
unbefriedigenden Leistungen begrün-
dete Entlassung seinem Vertragspartner, 
ihm diesen Sozialplan vorzuenthalten; 
diese Entlassung sei auch deshalb miss-
bräuchlich, weil damit das Entstehen 
eines Anspruchs verhindert werden 
sol lte, der sich indirekt aus dem Arbeits-
vertrag ergeben habe.

3.3 Gestützt auf seine Beweiswürdi-
gung vertritt das Appellationsgericht 
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die Ansicht, Z. habe A. tatsächlich ent-
lassen, weil seine Leistungen nicht mehr 
den Erwartungen entsprachen; dem-
entsprechend entziehe sich diese Kün-
digung der Zensur von Art. 336 OR.

3.4 A. beklagt sich über eine angeblich 
willkürliche Beweiswürdigung. Er macht 
stichhaltig geltend, drei Zeugen – ein 
ebenfalls als Ausbildner tätiger Kollege 
und zwei Mitarbeiter, welche die Kurse 
besucht hatten – hätten die in seiner 
Klage gemachten Behauptungen voll-
umfänglich bestätigt und insbesondere 
seine Vermutung untermauert, er sei 
entlassen worden, um einen Konflikt 
zwischen der Versicherungsgesellschaft 
und ihren Generalagenten über die von 
ihr auferlegte Verkaufsmethode beizu-
legen. Ebenso stichhaltig macht er gel-
tend, seine Kursteilnehmer seien ge-
beten worden, seinen Unterricht auf 
ei nem Fragebogen zu beurteilen, und 
mehrere Dutzend dieser allesamt wohl-
gesinnten Beurteilungen seien akten-

kundig. Allerdings werden diese Zeu-
genaussagen und Bestätigungen im 
Urteil des Appellationsgerichts nicht ein-
mal erwähnt und noch viel weniger er-
örtert.

Es ist unbestritten, dass sich mehrere 
Generalagenten ab Mai 2008 direkt oder 
über die für die Westschweiz zuständige 
Person beim Leiter der Verkaufsausbil-
dung, dem direkten Vorgesetzten von 
A., beschwert haben. Aus Zeugenaus-
sagen geht hervor, dass ihre Kritik vor 
allem den Unterrichtsstil und die Hal-
tung von A. ihnen gegenüber betraf. Als 
besonders ungeeignet beurteilt wurde 
die Art des Unterrichts für die Kursreihe, 
die auf die Praktika bei den Agenturen 
folgte und in der die Mitarbeitenden 
nicht mehr Anfänger waren. A. habe es 
an Sozialkompetenzen gemangelt, er 
habe sich systematisch zum Opfer ge-
macht und keine Kritik akzeptiert. Zwi-
schen ihm und dem einen oder ande-
ren Generalagenten habe es mehrere 
Zwischenfälle gegeben. Im Anschluss 
an ihre Reklamationen habe der Aus-
bildungsleiter versucht, die Schwierig-
keiten zu beseitigen; dabei habe er 
persönlich festgestellt, dass A. vom vor-
gegebenen Programm abwich, was den 
Kurszielen geschadet habe, und er habe 
sich geweigert, seinen Stil infrage zu 
stellen. Im Übrigen habe sich A. erlaubt, 
verspätet zu Sitzungen zu erscheinen 
oder sie ohne Entschuldigung oder Er-
klärung zu verlassen. Die Generalagen-
ten hätten die Eignung der Ausbildner, 
die vor und nach A. tätig waren, nicht 
infrage gestellt, während die Zweck-
mässigkeit der von der Versicherungs-
gesellschaft auferlegten Verkaufsme-
thode, so eine der Zeugenaussagen, zu 
ständigen Kontroversen geführt habe.

Gestützt auf die beigebrachten Be-
weise können die Richter so ohne Willkür 

zur Ansicht gelangen, dass A. aufgrund 
der Unzufriedenheit der General agen-
ten entlassen wurde, nachdem diese 
ihm hauptsächlich einen ungeeigneten 
Unterrichtsstil und mangelnde Kritik-
fähigkeit vorgeworfen hatten. Die Ge-
neralagenten haben in dem von Z. auf-
gebauten Vertriebsnetz für Versiche- 
rungsprodukte ganz offensichtlich eine 
grosse Verantwortung und eine sehr 
wichtige Betreuungsfunktion. Vor die-
sem Hintergrund kann Z. zu Recht gel-
tend machen, die Leistungen von A. 
seien unbefriedigend gewesen, obwohl 
auch gegen die gelehrte Methode ge-
wisse Bedenken geäussert wurden. Der 
Kündigungsgrund findet darin Bestäti-
gung und ist sicherlich nicht miss-
bräuchlich im Sinne von Art. 336 OR.

Der Ausbildungsleiter hat A. gegen-
über der Geschäftsleitung und den Ge-
neralagenten offensichtlich nicht so 
energisch unterstützt, wie er verspro-
chen hatte. Es zeigt sich auch, dass einer 
der Kursteilnehmer den Unterricht kri-
tisiert hat, obwohl er einen in jeder 
Hinsicht positiven Beurteilungsbogen 
abgegeben hatte. Ungeachtet dieser 
Umstände ist nicht erkennbar, dass sich 
Z. bei der Ausübung ihres Vertragskün-
digungsrechts voreingenommen oder 
irreführend verhalten hätte, und dass 
deshalb die Entlassung entweder wegen 
der Art der Kündigung oder wegen des 
Kündigungsgrundes als missbräuchlich 
zu bezeichnen wäre. Daraus ergibt sich, 
dass Z. die in Art. 336a OR vorgesehene 
Entschädigung nicht schuldet, was in 
diesem Punkt zur Abweisung der Bun-
desgerichtsbeschwerde führt.

Urteil des Schweizerischen  
Bundesgerichts, 6. Juni 2013 
(4A_42 / 2013)
(Übersetzung aus dem Französischen)

Illu
str

at
ion

: C
hr

ist
ine

 Ru
f
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